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gesetzten Polizeistunde der Ausschank alkoholischer Getränke eingestellt 
wird

e) als Leiter oder Inhaber der im § 3 Abs. 3 bezeichnten Einrichtungen nicht 
dafür sorgt, daß mit Eintritt der Polizeistunde die Verabreichung von 
Speisen und Getränken an andere als in dieser Bestimmung genannten 
Personen eingestellt wird 

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt werden.
(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Leitern 

der Dienststellen der Deutschen Volkspolizei oder den Vorsitzenden oder den 
sachlich zuständigen hauptamtlichen Mitgliedern der Räte der Kreise, Städte, 
Stadtbezirke und Gemeinden.

(3) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 1 sind die dazu 
ermächtigten Angehörigen der Deutschen Volkspolizei befugt, eine Ver­
warnung mit Ordnungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 oder 10 M auszusprechen.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Aus­
spruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).“

1957

17. In die Anordnung vom 10. Februar 1957 über die Herstellung, den Vertrieb, 
den Besitz und die Verwendung von Luftdruckwaffen (GBl. IS. 163) wird nach 
§ 5 folgender § 5 а eingefügt:

„§5a
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den Bestimmungen dieser Anordnung 

zuwiderhandelt, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 150 M 
belegt werden.

(2) Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, können 
neben anderen Ordnungsstrafmaßnahmen oder selbständig eingezogen wer­
den.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt den Leitern 
der Dienststellen der Deutschen Volkspolizei.

(4) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 1 sind die dazu 
ermächtigten Angehörigen der Deutschen Volkspolizei befugt, eine Verwar­
nung mit Ordnungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 oder 10 M auszusprechen.

(5) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Aus­
spruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten —- OWG — (GBl. I S. 101).“

18. § 6 der Anordnung vom 7. Mai 1957 über die Einrichtung und Benutzung von 
Zeltplätzen, Wanderquartieren und Behelfsunterkünften (GBl. I S. 295) in der 
Fassung der Anordnung vom 4. April 1959 zur Änderung der Anordnung


